
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 01 | 2022

Daten für die Monate  
3/2022 bis 5/2022

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.3.22, 11.4.22, 10.5.22
ESt, KSt = 10.3.22
GewSt, GrundSt = 16.5.22

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 14.3.22, 14.4.22, 13.5.22
ESt, KSt = 14.3.22
GewSt, GrundSt = 19.5.22

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 3/22 = 29.3.22
Fälligkeit Beiträge 4/22 = 27.4.22
Fälligkeit Beiträge 5/22 = 27.5.22 

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

12/20 5/21 8/21 12/21
- 0,7 % + 2,4 % + 3,4 % + 5,7 %

Seit der Abgeltungsteuer ist der Abzug 
der tatsächlichen Werbungskosten für 
private Kapitalerträge ausgeschlossen. 
Gewährt wird nur noch der Abzug des 
Sparer-Pauschbetrags von 801 EUR 
(1.602 EUR bei Zusammenveranlagung). 

Für alle Steuerpflichtigen

Steuerpläne der neuen Bundesregierung: Das steht 
im Koalitionsvertrag! 

| Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung beinhaltet auf über 170 Seiten 
auch steuerliche Änderungsvorhaben. Neben bereits konkreten Aspekten (z. B. die 
Erhöhung des Sparer-Pauschbetrags) finden sich auch viele Absichtserklärungen. 
So viel vorweg: Eine „große“ Steuerreform ist offensichtlich nicht geplant. |

In der Planung ist eine Investitionsprä-
mie für Klimaschutz und digitale Wirt-
schaftsgüter. Diese soll es in den Jah-
ren 2022 und 2023 ermöglichen, einen 
Anteil der Anschaffungs-/Herstellungs-
kosten der im jeweiligen Jahr ange-
schafften oder hergestellten Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens, die 
in besonderer Weise diesen Zwecken 
dienen, vom steuerlichen Gewinn abzu-
ziehen („Superabschreibung“).

Die erweiterte Verlustverrechnung bei 
der Einkommensteuer soll zeitlich bis 
Ende 2023 verlängert werden. Zudem 
soll der Verlustrücktrag auf die zwei 
unmittelbar vorangegangenen Veranla-
gungszeiträume ausgeweitet werden. 
Bislang ist lediglich ein Rücktrag in das 
Vorjahr möglich.

Nicht zuletzt wegen der Coronapande-
mie hat der Gesetzgeber für 2020 und 
2021 eine Homeoffice-Pauschale einge-

führt: Liegt kein häusliches Arbeitszim-
mer vor oder wird auf einen Abzug der 
Aufwendungen verzichtet, kann der 
Steuerpflichtige für jeden Kalendertag, 
an dem er seine betriebliche oder be-
rufliche Tätigkeit ausschließlich in der 
häuslichen Wohnung ausübt und keine 
außerhalb der häuslichen Wohnung be-
legene Betätigungsstätte aufsucht, ei-
nen Betrag von 5 EUR abziehen. Im Ka-
lenderjahr sind allerdings höchstens 
600 EUR abzugsfähig. Diese Regelung 
soll bis Ende 2022 verlängert und eva-
luiert werden.

Der Ausbildungsfreibetrag soll von der-
zeit 924 EUR auf 1.200 EUR erhöht wer-
den. Er wird nach § 33a Abs. 2 S. 1 Ein-
kommensteuergesetz gewährt, wenn 
ein volljähriges Kind, für das Anspruch 
auf Kindergeld oder auf einen Kinder-
freibetrag besteht, sich in einer Berufs-
ausbildung befindet und auswärtig un-
tergebracht ist.
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Für Unternehmer

Ab 2022 beträgt die pauschale Umsatzsteuer  
der Landwirte 9,5 % 

| Der Umsatzsteuer-Durchschnittssatz für die vereinfachte Besteuerung pau-
schalierender land- und forstwirtschaftlicher Betriebe sinkt ab 2022 von 10,7 auf 
9,5 %. Daraus kann insbesondere für Betriebe mit erheblichen Investitionen eine 
(deutliche) steuerliche Mehrbelastung resultieren. |

Hintergrund

Die Pauschalierungsmöglichkeit kön-
nen Betriebe bis zu einem Jahresum-
satz von 600.000 EUR nutzen (§ 24 Um-
satzsteuergesetz). Das Jahressteuer-
gesetz 2020 regelt, dass die Höhe der 
Vorsteuerbelastung der pauschalieren-
den Landwirte jährlich anhand aktueller 
statistischer Daten überprüft werden 
muss – sie ist ein wichtiges Kriterium für 
die Festlegung der Durchschnittssätze.

Nach Angaben der Bundesregierung 
wäre der Durchschnittssatz von 10,7 % 
ab 2022 nicht mehr zulässig, weil er 
gegen die EU-Richtlinie über das ge-
meinsame Mehrwertsteuersystem ver-
stoßen würde.

Quelle | Gesetz zur Umsetzung unionsrecht-
licher Vorgaben im Umsatzsteuerrecht, BGBl I 
2021, S. 5250; 1014. Sitzung des Bundesrats 
vom 17.12.2021, BundesratKOMPAKT, TOP 2, 
Änderungen bei Steuer für landwirtschaftli-
che Betriebe

Für Unternehmer

Entscheidung  
zum Vorsteuerabzug  
bei unentgeltlicher 
Zuwendung

| Der Bundesfinanzhof hat über den 
Vorsteuerabzug aus der Ausbaumaß-
nahme an einer öffentlichen Straße ent-
schieden, die nach der Fertigstellung 
unentgeltlich an die Gemeinde überlas-
sen wurde. |

Zuletzt hatte der Bundesfinanzhof einen 
solchen Fall in 2011 entschieden. Da-
nach war der Unternehmer, der bereits 
bei Bezug von Eingangsleistungen be-
absichtigt, die Leistungen ausschließlich 
und unmittelbar für eine unentgeltliche 
Entnahme zu verwenden, nicht zum Vor-
steuerabzug berechtigt. Wegen der in 
der Zwischenzeit ergangenen Recht-
sprechung zweifelte der Bundesfinanz-
hof jedoch an seiner Ansicht und rief den 
Europäischen Gerichtshof an. Dieser 
entschied, dass dem Steuerpflichtigen 
auf der Eingangsseite der Vorsteuerab-
zug zusteht, während auf der Ausgangs-
seite keine Besteuerung einer unent-
geltlichen Wertabgabe erfolgt. 

◼◼  Auszug aus dem 1. Leitsatz  
der Entscheidung

„Ein Steuerpflichtiger (hat) ein Recht 
auf Abzug der Vorsteuer ..., wenn diese 
Straße sowohl von diesem Steuer-
pflichtigen im Rahmen seiner wirt-
schaftlichen Tätigkeit als auch von der 
Öffentlichkeit benutzt wird, soweit diese 
Ausbauarbeiten nicht über das hinaus-
gingen, was erforderlich war, um die-
sem Steuerpflichtigen zu ermöglichen, 
seine wirtschaftliche Tätigkeit auszu-
üben, und ihre Kosten im Preis der von 
diesem Steuerpflichtigen getätigten 
Ausgangsumsätze enthalten sind.“

Dieser Rechtsprechung schloss sich 
der Bundesfinanzhof nun an. Er machte 
deutlich, dass auch ein mittelbarer Zu-
sammenhang zwischen Eingangs- und 
Ausgangsleistung für den Vorsteuerab-
zug ausreichend ist. Zudem ist eine Be-
steuerung der unentgeltlichen Wertab-
gabe nur in den Fällen durchzuführen, 
in denen ein unversteuerter Letztver-
brauch droht. 

Quelle | BFH-Urteil vom 16.12.2020, Az. XI R 
26/20 (XI R 28/17), unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 222374; EuGH-Urteil vom 16.9.2020, Rs. 
C-528/19; BFH-Urteil vom 13.1.2011, Az. V R 
12/08

Der Pauschbetrag soll nun ab 2023 auf 
1.000 EUR (2.000 EUR bei Zusammen-
veranlagung) erhöht werden.

Schrittweise bis 2025 sind immer grö-
ßere Anteile der Rentenversicherungs-
beiträge von der Steuer absetzbar (in 
2021 sind es 92 %). Ab 2025 sind dann 
sämtliche Altersvorsorgeaufwendun-
gen ungekürzt als Sonderausgaben ab-
ziehbar. Den Vollabzug will die Bundes-
regierung nun vorziehen (ab 2023). 

Beachten Sie | Darüber hinaus soll 
der steuerpflichtige Rentenanteil ab 
2023 nur noch um einen halben Pro-
zentpunkt steigen. Eine Vollbesteue-
rung der Renten würde damit erst ab 
2060 erreicht.

Ehegatten, die beide unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, nicht dauernd ge-
trennt leben und beide Arbeitslohn be-
ziehen, können für den Lohnsteuerab-
zug wählen, ob sie beide in die Steuer-
klasse IV eingeordnet werden wollen 
oder ob einer von ihnen (der Höherver-
dienende) nach Steuerklasse III und der 
andere nach Steuerklasse V besteuert 
werden will. Zudem besteht die Mög-
lichkeit, die Steuerklassenkombination 
IV/IV mit Faktor zu wählen. 

Im Koalitionsvertrag heißt es: „Im Zuge 
einer verbesserten digitalen Interaktion 
zwischen Steuerpflichtigen und Finanz-
verwaltung werden wir die Kombination 
aus den Steuerklassen III und V in das 
Faktorverfahren der Steuerklasse IV 

überführen ...“ Mit anderen Worten: Die 
Steuerklassenkombination III und V soll 
abgeschafft werden.

MERKE | Die während des Jahres ein-
behaltene Lohnsteuer besagt noch 
nichts über die Höhe der Jahressteuer-
schuld. Denn die vom Arbeitslohn ein-
behaltenen Lohnsteuerbeträge stellen 
grundsätzlich nur Vorauszahlungen auf 
die endgültige Jahressteuerschuld dar.

Darüber hinaus enthält der Koalitions-
vertrag zahlreiche Vorhaben, 

 • die einerseits schon recht be-
stimmt sind (z. B. Anhebung der 
Steuerfreiheit des Pflegebonus auf 
3.000 EUR und Erhöhung der linea-
ren Abschreibung für den Neubau 
von Wohnungen von zwei auf drei 
Prozent) und 

 • andererseits recht vage daher-
kommen. Beispiel: „Wir wollen das 
Steuersystem für Menschen und 
Unternehmen einfacher machen. 
Dazu wollen wir die Digitalisierung 
und Entbürokratisierung der Steu-
erverwaltung vorantreiben.“

In den nächsten Wochen wird die Bun-
desregierung die „Gesetzesmaschine-
rie“ anwerfen. Man darf gespannt sein, 
was schlussendlich wie umgesetzt wird. 

Quelle | Mehr Fortschritt wagen – Bündnis 
für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit;  
Koalitionsvertrag 2021 – 2025 zwischen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
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Für Unternehmer

Steuerzahlerfreundliche Rechtsprechung zum 
Investitionsabzugsbetrag bei Betriebsaufgabe

| Wird ein Investitionsabzugsbetrag (IAB) geltend gemacht, kann es passieren, 
dass das Finanzamt diesen Abzugsbetrag nachträglich versagt. Häufiger Grund: 
Das Wirtschaftsgut wird nicht bis zum Ende des dem Wirtschaftsjahr der Anschaf-
fung oder Herstellung folgenden Wirtschaftsjahrs in einer inländischen Betriebs-
stätte des Betriebs betrieblich genutzt. Umso erfreulicher ist eine aktuelle Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs zur Erfüllung der Nutzungsvoraussetzungen in 
Fällen der Betriebsaufgabe. |

Hintergrund

Für die künftige Anschaffung/Herstel-
lung von abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermö-
gens kann ein IAB von bis zu  
50 % der voraussichtlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten ge-
winnmindernd geltend gemacht wer-
den. Durch den Steuerstundungseffekt 
soll die Liquidität kleinerer und mittlerer 
Betriebe verbessert werden.

Das Wirtschaftsgut muss mindestens 
bis zum Ende des dem Wirtschaftsjahr 
der Anschaffung oder Herstellung fol-
genden Wirtschaftsjahrs vermietet oder 
in einer inländischen Betriebsstätte des 
Betriebs fast ausschließlich betrieblich 
genutzt werden. Werden diese Voraus-
setzungen nicht erfüllt, dann ändert 
das Finanzamt den Steuerbescheid des 
Abzugsjahrs und versagt den IAB rück-
wirkend.

Entscheidung zur  
Betriebsaufgabe

Nach Ansicht der Finanzverwaltung 
liegt eine schädliche Verwendung ins-
besondere dann vor, wenn das Wirt-
schaftsgut vor dem Ende des dem Wirt-
schaftsjahr der Anschaffung oder Her-
stellung folgenden Wirtschaftsjahrs 

 • aus dem begünstigten Betrieb aus-
scheidet, 

 • dort nicht mehr zu mindestens 90 % 
betrieblich genutzt wird oder 

 • der Betrieb veräußert oder aufge-
geben wird.

In den Fällen einer Betriebsaufgabe hat 
der Bundesfinanzhof nun eine andere 
Ansicht vertreten: Wird der Betrieb im 
Jahr nach der Anschaffung oder Her-
stellung des Wirtschaftsguts aufgege-
ben, muss das Wirtschaftsgut nicht für 
einen vollen Zwölf-Monats-Zeitraum 
nach dem Wirtschaftsjahr seiner An-
schaffung oder Herstellung betrieblich 
genutzt werden, sondern nur während 
des mit der Betriebsaufgabe endenden 
Rumpfwirtschaftsjahrs. 

Für die Definition „Wirtschaftsjahr“ hat 
der Bundesfinanzhof auf § 8b der Ein-
kommensteuer-Durchführungsverord-
nung zurückgegriffen. Danach umfasst 
das Wirtschaftsjahr zwar einen Zeit-
raum von zwölf Monaten. Es darf aber in 
bestimmten Fällen auch einen Zeitraum 
von weniger als zwölf Monaten umfas-
sen (Rumpfwirtschaftsjahr). Und hier-
unter fällt auch die Betriebsaufgabe.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.7.2021, Az. X R 
30/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 225545; 
BMF-Schreiben vom 20.3.2017, Az. IV C 6 - S 
2139-b/07/10002-02

Für alle Steuerpflichtigen

Zensus 2022: Steuerfreie Aufwandsentschädigungen

| 2022 findet bundesweit die Zählung der Bevölkerung sowie von Gebäuden und 
Wohnungen statt. Der sogenannte „Zensus“ ist alle zehn Jahre vorzunehmen (zuletzt 
2011), wurde jedoch pandemiebedingt von 2021 in das Jahr 2022 verschoben. Zur 
Durchführung werden ehrenamtliche Erhebungsbeauftragte eingesetzt, die stich-
probenhafte Haushaltsbefragungen vornehmen. Sie erhalten nach dem Gesetz zur 
Durchführung des Zensus im Jahr 2022 (ZensG 2022) für ihre Tätigkeit eine Aufwands-
entschädigung zuzüglich entstandener Fahrtkosten. Nach § 20 Abs. 3 ZensG 2022 un-
terliegen diese Zahlungen nicht der Einkommensbesteuerung (Quelle: Bayerisches 
Landesamt für Steuern vom 3.9.2021, Az. S 2113.1.1-2/3 St36). |

Für Vermieter

Verbilligte Vermietung 
aufwendig gestalteter 
Wohngebäude an  
Angehörige besser 
vermeiden

| Die verbilligte Vermietung einer Woh-
nung zu Wohnzwecken ist unschädlich 
bzw. gilt als vollentgeltlich, wenn das 
Entgelt mindestens 66 % der ortsübli-
chen Miete beträgt. Das Finanzgericht 
Baden-Württemberg hat das bei einer 
Vermietung eines aufwendig gestalte-
ten Wohngebäudes allerdings jüngst 
anders gesehen und eine Totalüber-
schussprognose gefordert. |

Beachten Sie | Gegen die Entschei-
dung des Finanzgerichts Baden-Würt-
temberg ist inzwischen die Revision 
anhängig. Somit kann der Bundesfi-
nanzhof nun klären, ob bei einer Ver-
mietung mit mindestens 66 % der orts-
üblichen Miete eine Totalüberschuss-
prognose erforderlich ist, wenn es sich 
um ein aufwendig gestaltetes Wohnge-
bäude (im konkreten Streitfall: Einfa-
milienhaus mit weit über 250 qm 
Wohnfläche) handelt.

Hintergrund und gesetzliche  
Regelung ab 2021

Bei einer verbilligten Überlassung einer 
Wohnung zu Wohnzwecken (z. B. an An-
gehörige) ist eine Entgeltlichkeitsgrenze 
einzuhalten, um den vollen Werbungs-
kostenabzug zu sichern. Beträgt das 
Entgelt mindestens 66 % der ortsübli-
chen Miete, ist diese Grenze erfüllt.

MERKE | Seit 2021 ist ein voller Wer-
bungskostenabzug aber auch bei ei-
nem geringeren Entgelt möglich: Be-
trägt es 50 % und mehr, jedoch weni-
ger als 66 % der ortsüblichen Miete, 
ist eine Totalüberschussprognoseprü-
fung vorzunehmen. Fällt diese positiv 
aus, ist Einkunftserzielungsabsicht zu 
unterstellen und der volle Werbungs-
kostenabzug ist möglich. Anderenfalls 
ist von einer Einkunftserzielungsab-
sicht nur für den entgeltlich vermiete-
ten Teil auszugehen und die Kosten 
sind aufzuteilen.

Quelle | FG Baden-Württemberg, Urteil vom 
22.1.2021, Az. 5 K 1938/19, Rev. BFH: Az. IX R 
17/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 226476
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Für alle Steuerpflichtigen

Erbschaftsteuerbefreiung für ein Familienheim:  
Verzögerter Einzug muss nicht schädlich sein

| Unter gewissen Voraussetzungen können Familienheime vererbt werden, ohne 
dass Erbschaftsteuer anfällt. Eine Voraussetzung ist, dass der Erwerber die Woh-
nung unverzüglich zur Selbstnutzung für eigene Wohnzwecke bestimmt. Mit diesem 
Kriterium hat sich der Bundesfinanzhof nun näher befasst. |

Hintergrund: Die vom Erblasser zuvor 
selbst genutzte Wohnimmobilie kann 
erbschaftsteuerfrei vererbt werden, 
wenn das Familienheim vom Ehegatten 
bzw. eingetragenen Lebenspartner 
weitere zehn Jahre lang bewohnt wird. 
Erben Kinder oder Enkel (verstorbener 
Kinder), ist darüber hinaus zu beach-
ten, dass die Steuerbefreiung auf eine 
Wohnfläche von 200 qm begrenzt ist. 
Wird die Grenze überschritten, unter-
liegt der übersteigende Teil der Erb-
schaftsteuer.

Der Erwerber muss die Wohnung un-
verzüglich, d. h., ohne schuldhaftes Zö-
gern, zur Selbstnutzung für eigene 
Wohnzwecke bestimmen. Angemessen 
ist regelmäßig ein Zeitraum von sechs 
Monaten nach dem Erbfall.

Verzögert sich der Einzug wegen Reno-
vierungsarbeiten, ist das dem Erwer-
ber nicht anzulasten, wenn er die Arbei-
ten unverzüglich in Auftrag gibt, die 
Handwerker sie aber aus Gründen, die 

der Erwerber nicht zu vertreten hat 
(beispielsweise viele Aufträge), nicht 
rechtzeitig ausführen können.

Ein weiteres Indiz für die unverzügliche 
Bestimmung zur Selbstnutzung ist die 
zeitnahe Räumung bzw. Entrümpelung 
der Wohnung. Verzögert sich der Einzug 
hingegen, weil zunächst ein gravieren-
der Mangel beseitigt werden muss, ist 
eine spätere Entrümpelung der Woh-
nung unschädlich, wenn sie nicht ihrer-
seits zu einem verzögerten Einzug führt. 

MERKE | Der Erbe muss keine be-
schleunigenden und möglicherweise 
kostenintensiveren Maßnahmen zur 
Renovierung und Schadensbeseitigung 
ergreifen, nur um die Sechs-Monats-
Frist einzuhalten. Dieser Maßstab, den 
die Vorinstanz (Finanzgericht Münster) 
angelegt hat, ist nach Ansicht des Bun-
desfinanzhofs zu streng.

Quelle | BFH-Urteil vom 6.5.2021, Az. II R 
46/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 226044

Für Arbeitgeber

Betriebliche Altersversorgung: Arbeitgeberzuschuss 
für Altverträge ab 2022 beachten

| Durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz aus 2017 wurden zur betrieblichen 
Altersversorgung Neuregelungen verabschiedet, die den Abschluss einer be-
trieblichen Altersversorgung für Arbeitnehmer und Arbeitgeber interessanter 
machen sollten. Eine schon fast in Vergessenheit geratene Übergangsregelung 
ist Ende 2021 ausgelaufen, sodass sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen für 
Altverträge ab 2022 ändern. |

Arbeitgeber müssen 15 % des umge-
wandelten Entgelts zusätzlich als Ar-
beitgeberzuschuss an den Pensions-
fonds, die Pensionskasse oder die Di-
rektversicherung weiterleiten, soweit sie 
durch die Entgeltumwandlung Sozial-
versicherungsbeiträge einsparen. Dies 
ist in § 1a Abs. 1a des Gesetzes zur Ver-
besserung der betrieblichen Altersver-
sorgung (BetrAVG) geregelt.

Beachten Sie | Die Zuschusspflicht 
betraf bisher nur Neuverträge ab dem 
1.1.2019. Mit Wirkung ab 2022 ist sie 
auch für Verträge, die vor 2019 abge-
schlossen wurden, zu beachten.

Quelle | Gesetz zur Stärkung der betriebli-
chen Altersversorgung und zur Änderung an-
derer Gesetze (Betriebsrentenstärkungsge-
setz) vom 17.8.2017, BGBl I 2017, S. 3214

Für Kapitalanleger

Optionsgeschäfte:  
Zu- und Abflussprinzip 
bei Vereinnahmung einer 
Stillhalterprämie  
und Zahlung der  
Glattstellungsprämie

| Seit der Einführung der Abgeltung-
steuer (ab 2009) sind bei Stillhalterge-
schäften mit periodenüberschreiten-
dem Zu- und Abfluss die erhaltenen 
Stillhalterprämien bei ihrem Zufluss 
zu versteuern. Aufwendungen für 
Glattstellungsgeschäfte sind hingegen 
grundsätzlich erst im Zeitpunkt ihres 
Abflusses zu berücksichtigen. Das hat 
jüngst das Finanzgericht München 
entschieden. |

Die Entscheidung des  
Finanzgerichts München

§ 20 Abs. 1 Nr. 11 Einkommensteuerge-
setz (EStG) ordnet eine „getrennte“ Be-
steuerung der Stillhalterprämie und 
der Glattstellungsgeschäfte an, ohne 
den Barausgleich zu regeln. Die Vor-
schrift bietet keine Grundlage, um von 
den allgemeinen Grundsätzen abzuwei-
chen, in welchem Zeitpunkt Zu- und Ab-
flüsse zu berücksichtigen sind.

Eine Glattstellung liegt vor, wenn der 
Stillhalter eine Option der gleichen Art 
unter Closing-Vermerk kauft, wie er sie 
zuvor verkauft hat. Eine echte (been-
dende) Glattstellung ist gegeben, wenn 
das Glattstellungsgeschäft ein betrags- 
und fristenkongruentes Gegengeschäft 
ist, mit dem der Stillhalter seine Ver-
pflichtung aus der Option zum Erlö-
schen bringt. Hierzu erwirbt der Still-
halter genau die Option, die er zuvor 
einem anderen eingeräumt hat, und 
macht durch den Glattstellungsver-
merk (Closing-Order) eine Aufrech-
nung geltend. 

MERKE | Ob Gegengeschäfte ohne 
einen Glattstellungsvermerk als ge-
genläufige Geschäfte unter § 20 Abs. 1 
Nr. 11 EStG fallen, konnte das Finanz-
gericht München im Streitfall offen-
lassen. 

Quelle | FG München, Urteil vom 28.9.2021, 
Az. 6 K 1458/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
226477
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Für alle Steuerpflichtigen

Privates Veräußerungsgeschäft bei Trennung und 
anschließender Ehescheidung
| Das Finanzgericht München hat sich jüngst mit einer interessanten Frage be-
fasst: Kann ein privates Veräußerungsgeschäft auch bei einer Trennung und der 
danach folgenden Ehescheidung vorliegen, wenn die Ehefrau mit der Zwangsver-
steigerung des Einfamilienhauses drohte, um den Ehemann zur Veräußerung sei-
nes Miteigentums anteils zu bewegen? Die Antwort des Finanzgerichts lautet: Ja. |

Private Veräußerungsgeschäfte mit 
Grundstücken, bei denen der Zeitraum 
zwischen Anschaffung und Veräuße-
rung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, 
unterliegen der Spekulationsbesteue-
rung. Ausgenommen sind aber Wirt-
schaftsgüter, die

 • im Zeitraum zwischen Anschaffung 
und Veräußerung ausschließlich zu 
eigenen Wohnzwecken (1. Alterna-
tive) oder

 • im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden vorangegangenen Jahren zu 
eigenen Wohnzwecken (2. Alterna-
tive) genutzt wurden.

Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken 
setzt in beiden Alternativen voraus, dass 
eine Immobilie zum Bewohnen geeignet 
ist und vom Steuerpflichtigen bewohnt 
wird. Der Steuerpflichtige muss das Ge-
bäude zumindest „auch” selbst nutzen; 
unschädlich ist, wenn er es gemeinsam 
mit seinen Familienangehörigen oder 
einem Dritten bewohnt. Eine Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken liegt hingegen 
nicht vor, wenn der Steuerpflichtige die 
Wohnung entgeltlich oder unentgeltlich 
an einen Dritten überlässt, ohne sie zu-
gleich selbst zu bewohnen.

◼◼ Sachverhalt 

Der Steuerpflichtige EM zog im Au-
gust 2015 aus dem im Miteigentum 
der Eheleute stehenden Einfamilien-
haus (Kaufvertrag: Dezember 2008) 
aus. Die Ehe, aus der ein in 2007 gebo-
rener Sohn hervorging, wurde im Juni 
2017 geschieden. In der Folge drohte 
die Ehefrau (EF) dem EM die Zwangs-
versteigerung des Hauses an, sollte 
er seinen Miteigentumsanteil nicht an 
sie veräußern. Mit Scheidungsfolgen-
vereinbarung (August 2017) veräußerte 
EM schließlich seinen Miteigentums-
anteil an EF.

Nach Meinung des Finanzgerichts sind 
die Voraussetzungen für ein privates 
Veräußerungsgeschäft auch bei einer 
Trennung und der danach folgenden 
Ehescheidung erfüllt, wenn im Rah-
men der Scheidungsfolgenvereinba-

rung die Ehefrau mit der Zwangsver-
steigerung drohte, um den Ehemann 
zur Veräußerung seines Miteigentums-
anteils zu bewegen. 

In einem solchen Fall kann sich der bis-
herige Ehemann den Zeitraum zwischen 
dem Auszug aus dem Familienheim, der 
nachfolgenden Scheidung und der da-
nach erfolgten Veräußerung seines Mit-
eigentumsanteils an seine bisherige 
Ehefrau nicht als Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken zurechnen lassen – und 
zwar auch dann nicht, wenn der Zeit-
raum faktisch von ihr und dem gemein-
samen Kleinkind ausgefüllt wurde.

Relevanz für die Praxis

Man darf gespannt sein, wie sich der 
Bundesfinanzhof im Revisionsverfahren 
positionieren wird. Hier wird dann u. a. 
geklärt werden, welche Bedeutung dem 
Umstand zukommt, dass der bisherige 
Ehemann seinen Miteigentumsanteil 
allein seinem minderjährigen Kind in 
diesem Zeitraum überlassen haben will. 

Höchstrichterlich geklärt ist bereits, 
dass eine Enteignung den Tatbestand ei-
nes privaten Veräußerungsgeschäfts 
nicht erfüllt. Das Finanzgericht Düssel-
dorf hat zudem aktuell entschieden, 
dass Einkünfte aus privaten Veräuße-
rungsgeschäften auch aus der Zwangs-
versteigerung von Grundstücken resul-
tieren können. Eine etwaige wirtschaftli-
che Zwangslage steht danach der An-
nahme einer willentlichen wirtschaftli-
chen Betätigung nicht entgegen. 

Daher ist davon auszugehen, dass auch 
eine Veräußerung, die eine angedrohte 
Zwangsversteigerung vermeiden soll, 
den Veräußerungstatbestand erfüllt. 
Denn eine Vergleichbarkeit mit einem 
Eigentumsverlust infolge einer Enteig-
nung dürfte nicht gegeben sein. 

Quelle | FG München, Urteil vom 11.3.2021, 
Az. 11 K 2405/19, Rev. BFH: Az. IX R 11/21, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 223935; BFH-Urteil 
vom 23.7.2019, Az. IX R 28/18; FG Düsseldorf, 
Urteil vom 28.4.2021, Az. 2 K 2220/20 E

Für Unternehmer

Pilates-Raum ist kein  
häusliches Arbeitszimmer
| Ein betrieblich genutzter Raum kann 
wegen seiner Ausstattung von der Ab-
zugsbeschränkung für ein häusliches 
Arbeitszimmer auch dann ausgenom-
men sein, wenn Kunden ein dem priva-
ten Bereich zuzuordnendes Durchgangs-
zimmer durchqueren müssen, um in den 
Raum zu gelangen. Das hat das Finanz-
gericht München bei einer selbstständi-
gen Pilates-Trainerin entschieden. |

Hintergrund

Die Kosten für ein häusliches Arbeits-
zimmer sind nur dann vollständig als 
Betriebsausgaben oder Werbungskos-
ten abzugsfähig, wenn das Arbeitszim-
mer den Mittelpunkt der gesamten be-
trieblichen und beruflichen Betätigung 
darstellt. Bildet das Arbeitszimmer zwar 
nicht den Mittelpunkt der Betätigung, 
steht aber für die betriebliche oder be-
rufliche Tätigkeit kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung, sind die Kosten im-
merhin noch bis 1.250 EUR abziehbar. 

Liegt jedoch ein außerhäusliches Ar-
beitszimmer oder eine (häusliche) Be-
triebsstätte vor, sind die Kosten voll 
abzugsfähig. Auf den Tätigkeitsmittel-
punkt oder einen weiteren Arbeitsplatz 
kommt es nicht an. Der für die Abzugs-
beschränkung maßgebliche Grund der 
nicht auszuschließenden privaten Mit-
benutzung gilt für diese Räume nicht. 

Entscheidung

Im Streitfall handelte es sich bei dem 
Pilates-Zimmer um einen betriebsstät-
tenähnlichen Raum, weil er als Trai-
nings- und Unterrichtsraum eingerich-
tet und auch als solcher genutzt wurde. 
Zwar mussten, soweit die Trainerin dort 
zusammen mit anderen Trainern arbei-
tete und Trainings für Kunden anbot, 
diese ein dem privaten Bereich zuzuord-
nendes Durchgangszimmer durchque-
ren. Die dadurch gegebene räumliche 
Verbindung zu den privat genutzten Räu-
men war aber gering ausgeprägt. Sie fiel 
angesichts der Ausstattung des Raums 
und der tatsächlichen betrieblichen 
Nutzung nicht entscheidend ins Gewicht.

Quelle | FG München, Gerichtsbescheid vom 
2.3.2021, Az. 10 K 1251/18, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 223940
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Für Arbeitgeber

Freie Unterkunft  
und Verpflegung:  
Sachbezugswerte 2022

| Die Sachbezugswerte für freie oder 
verbilligte Verpflegung und Unterkunft 
werden jährlich an die Entwicklung der 
Verbraucherpreise angepasst. In 2022 
beträgt der Sachbezugswert für freie 
Unterkunft 241 EUR monatlich (in 2021 
= 237 EUR). Der monatliche Sachbe-
zugswert für Verpflegung steigt in 2022 
um 7 EUR auf 270 EUR. |

Aus dem monatlichen Sachbezugswert 
für Verpflegung abgeleitet, ergeben sich 
nachfolgende Sachbezugswerte für die 
jeweiligen Mahlzeiten:

◼◼  Sachbezugswerte für 2022  
(Werte für 2021 in Klammern)

Mahlzeit monatlich kalender-
täglich

Frühstück 56 EUR  
(55 EUR) 

1,87 EUR  
(1,83 EUR)

Mittag- bzw. 
Abendessen

107 EUR  
(104 EUR)

3,57 EUR  
(3,47 EUR)

Beachten Sie | Bei Addition der kalen-
dertäglichen Werte ergibt sich infolge 
der Rundungen ein Betrag von 9,01 EUR. 
Es gelten aber 9,00 EUR (270 EUR/30).

Quelle | Zwölfte Verordnung zur Änderung 
der Sozialversicherungsentgeltverordnung, 
BR-Drs. 760/21 (B) vom 26.11.2021

Für Vermieter

Grundsteuererlass: 
Antrag bei erheblichen 
Mietausfällen

| Bei erheblichen Mietausfällen in 2021 
besteht bis zum 31.3.2022 die Möglich-
keit, einen teilweisen Erlass der Grund-
steuer zu beantragen. |

Voraussetzung ist eine wesentliche Er-
tragsminderung, die der Steuerpflich-
tige nicht zu vertreten hat. Diese liegt 
vor, wenn der normale Rohertrag um 
mehr als die Hälfte gemindert ist. Ist 
dies der Fall, kann die Grundsteuer um 
25 % erlassen werden. Fällt der Ertrag in 
voller Höhe aus, ist ein Grundsteuerer-
lass von 50 % möglich.

Quelle | §§ 34, 35 Grundsteuergesetz (GrStG)

Für Unternehmer

Garantiezusagen von Kfz-Händlern: Neue Sichtweise 
bei der Versicherungs- und Umsatzsteuer gilt ab 2023

| Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs aus 2018 ist die entgeltliche 
Garantiezusage eines Kfz-Händlers keine unselbstständige Nebenleistung zur 
Fahrzeuglieferung, sondern eine eigenständige Leistung. Ursprünglich wollte 
das Bundesfinanzministerium die neue Rechtsprechung bereits auf Garantiezu-
sagen anwenden, die nach dem 30.6.2021 abgegeben werden. Dann erfolgte eine 
Verlängerung (ab dem 1.1.2022). Da auch diese Frist offensichtlich zu kurz ange-
setzt wurde, gilt die neue Sichtweise nun für Garantiezusagen, die ab dem 
1.1.2023 erteilt werden. |

Enorme Auswirkungen  
für die Praxis

Händler, die Autokäufern eine Garantie-
zusage erteilen, werden steuerrechtlich 
gesehen zu Versicherern. Im Zweifel 
müssen sie sich daher u. a. beim Bun-
deszentralamt für Steuern registrieren 
lassen, Versicherungssteuer abführen 
und entsprechende Aufzeichnungs-
pflichten beachten.

Wegen der versicherungssteuerpflich-
tigen, aber umsatzsteuerfreien Garan-
tiezusagen ist der Vorsteuerabzug des 
Händlers aus den Eingangsleistungen 
im Zusammenhang mit diesen steuer-
freien Umsätzen grundsätzlich ausge-
schlossen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 18.10.2021, Az. 
III C 3 - S 7163/19/10001 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 225347; BFH-Urteil vom 14.11.2018, 
Az. XI R 16/17

Für alle Steuerpflichtigen

Keine Erbschaftsteuerpause beim Erwerb  
von Privatvermögen

| Der Bundesfinanzhof hat jüngst bestätigt, dass auch Erbfälle ab dem 1.7.2016 
der Erbschaftsteuer unterliegen. Die Entscheidung war von der Praxis mit Span-
nung erwartet worden, da insbesondere infrage gestellt wurde, ob der Gesetzgeber 
im November 2016 erbschaftsteuerrechtliche Regelungen rückwirkend ab dem 
1.7.2016 in Kraft setzen konnte. |

Auslöser des Streits war das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 
17.12.2014. Dieses hatte entschieden, 
dass das damals gültige Erbschaftsteu-
errecht zwar verfassungswidrig war, 
trotzdem aber bis zu einer Neuregelung 
durch den Gesetzgeber weiter angewen-
det werden konnte. Der Gesetzgeber 
wurde verpflichtet, spätestens bis zum 
30.6.2016 eine Neuregelung zu schaffen.

◼◼ Sachverhalt 

Im Streitfall trat der Erbfall für die 
Steuerpflichtige S am 28.8.2016 ein. An 
diesem Tag verstarb ihre Tante, die ihr 
ausschließlich Privatvermögen ver-
erbte. Zu diesem Zeitpunkt war das 
Gesetzgebungsverfahren zur Ände-
rung des Erbschaftsteuerrechts noch 
nicht abgeschlossen. Deshalb vertrat S 
die Ansicht, ihr Erwerb unterliege nicht 
der Erbschaftsteuer, die Rückwirkung 
der Neuregelung sei unzulässig und 
verfassungswidrig.

Der Bundesfinanzhof sah das aber an-
ders. Da das Bundesverfassungsgericht 
festgelegt hatte, dass das bisherige 
Recht bis zu einer Neuregelung weiter 
anwendbar ist, ist die Festsetzung der 
Erbschaftsteuer für das erworbene Pri-
vatvermögen auf Grundlage der beste-
henden Bestimmungen rechtmäßig ge-
wesen. Der Gesetzgeber hat lediglich 
die Besteuerung des Erwerbs von Be-
triebsvermögen neu geregelt. Nicht 
geändert haben sich (wie im Streitfall) 
die Regelungen zum Erwerb von Privat-
vermögen. 

Beachten Sie | Deshalb konnte der 
Bundesfinanzhof auch offenlassen, ob 
die 2016 geänderten großzügigen Rege-
lungen zum Erwerb von Betriebsver-
mögen verfassungskonform sind. Denn 
sie spielten im Streitfall keine Rolle.

Quelle | BFH-Urteil vom 6.5.2021, Az. II R 
1/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 225803; 
BFH, PM Nr. 41/21 vom 11.11.2021
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Für Unternehmer

Kleine Fotovoltaikanlagen: Bundesfinanzministerium 
konkretisiert die Liebhaberei auf Antrag
| Die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht ist oft Anlass für Streit mit dem 
Finanzamt. Dies gilt auch für kleine Fotovoltaikanlagen, sodass die Finanzverwal-
tung hier eine Vereinfachung geschaffen hat: Die Liebhaberei auf Antrag. Da in die-
sem Schreiben Fragen offengeblieben sind, wurde es nun konkretisiert. |

Auf schriftlichen Antrag des Steuer-
pflichtigen ist ohne weitere Prüfung zu 
unterstellen, dass die Fotovoltaikanlage 
oder vergleichbare Blockheizkraftwerke 
(BHKW) nicht mit Gewinnerzielungsab-
sicht (= steuerlich unbeachtliche Lieb-
haberei) betrieben werden. Der Antrag 
wirkt in allen offenen Veranlagungszeit-
räumen (VZ) und für die Folgejahre.

PRAXISTIPP | Eine Antragstellung 
kann insbesondere dann sinnvoll sein, 
wenn bereits für ältere Jahre Verluste 
anerkannt wurden und diese Jahre 
nicht geändert werden können. Dann 
bleiben diese Verluste steuerlich er-
halten, künftige Gewinne unterliegen 
jedoch nicht der Besteuerung. 

Die Liebhaberei gilt für kleine Fotovol-
taikanlagen mit einer installierten Leis-
tung von bis zu 10 kW/kWp sowie für 
kleine BHKW mit einer installierten 
Leistung von bis zu 2,5 kW. Betreiber 
können eine steuerpflichtige Person 
oder eine Mitunternehmerschaft sein.

Hinsichtlich der Definition der Grenzen 
erfolgten Konkretisierungen: Alle Foto-
voltaikanlagen/BHKW, die von einer an-
tragstellenden Person betrieben wer-
den, bilden einen einzigen Betrieb, so-
dass die jeweiligen Leistungen zu addie-
ren sind. Das gilt sowohl für Anlagen, die 
sich auf demselben Grundstück befin-
den als auch für Anlagen auf verschie-
denen Grundstücken. Es sind auch An-
lagen einzubeziehen, die die übrigen 
Voraussetzungen der Vereinfachungsre-
gelung nicht erfüllen (z. B. Anlagen, de-
ren Strom einem Mieter des Antragstel-
lers zur Verfügung gestellt wird).

Es ist unschädlich bzw. für die Antrag-
stellung unerheblich, ob sich die Anlage

 • auf einem zu eigenen Wohnzwe-
cken genutzten Einfamilienhaus, 

 • einem zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten Zweifamilienhaus (mit 
einer vermieteten Wohnung) oder

 • auf einem Mehrfamilienhaus (mit 
zumindest einer zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Wohnung) be-
findet.

Zudem ist zu beachten, dass der (teil-
weise) Verbrauch des Stroms durch ei-
nen Mieter oder zu anderweitigen eige-
nen oder fremden betrieblichen Zwe-
cken technisch ausgeschlossen sein 
muss. Dies gilt nicht, wenn die Mietein-
nahmen 520 EUR im VZ nicht über-
schreiten.

Bei Neuanlagen (Inbetriebnahme nach 
dem 31.12.2021) ist der Antrag bis zum 
Ablauf des VZ zu stellen, der auf das 
Jahr der Inbetriebnahme folgt. Bei Alt-
anlagen (Inbetriebnahme vor dem 
31.12.2021) ist der Antrag bis zum 
31.12.2022 zu stellen.

Beachten Sie | Anlagen, die vor 2004 
in Betrieb genommen wurden, und die 
nach dem Auslaufen der Förderung in 
die Einspeisevergütung im Sinne des  
§ 21 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2021 eintreten 
(ausgeförderte Anlagen), können früh-
estens nach 20 Jahren Betriebsdauer 
zur Liebhaberei übergehen. Der Antrag 
wirkt hier erst für den VZ, der auf den VZ 
folgt, in dem letztmalig die garantierte 
Einspeisevergütung gewährt wurde. 

Gesetzliche Neuregelung? 

In Fachkreisen wird mitunter kritisiert, 
dass ein derartiger Eingriff in die Be-
steuerung nur durch ein Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums geregelt 
wird, das die Gerichte nicht bindet. 

Aber auch auf der Gesetzgebungsebene 
scheint das Thema „Fahrt aufzuneh-
men“. Der Bundesrat hat in seiner Stel-
lungnahme zum „Entwurf eines Geset-
zes zur Umsetzung unionsrechtlicher 
Vorgaben im Umsatzsteuerrecht“ am 
5.11.2021 gefordert, bereits für den VZ 
2021 eine (Ertrags-)Steuerbefreiung für 
die Stromerzeugung aus Solaranlagen 
mit einer möglichen Gesamtleistung von 
bis zu 30 kW und aus BHKW mit einer 
installierten elektrischen Leistung von 
bis zu 7,5 kW zu schaffen. Die weitere 
Entwicklung bleibt vorerst abzuwarten.

Quelle | BMF-Schreiben vom 29.10.2021, Az. 
IV C 6 - S 2240/19/10006 :006, unter www.iww.
de, Abruf-Nr. 225592

Für Unternehmer

Umsatzsteuer:  
Neue 10 %-Grenze für  
Aufsichtsratsmitglieder 
ab 2022 anzuwenden 

| Der Bundesfinanzhof hat 2019 – ent-
gegen bisheriger Rechtsprechung – ent-
schieden, dass das Mitglied eines Auf-
sichtsrats nicht als umsatzsteuerlicher 
Unternehmer tätig ist, wenn es wegen 
einer nicht variablen Festvergütung kein 
Vergütungsrisiko trägt. Nun hat auch 
das Bundesfinanzministerium seine 
Sichtweise angepasst. Unter Ausblen-
dung der verfügten Sonderregelungen 
für Beamte und politische Mandatsträ-
ger gelten folgende Grundsätze: |

Eine Festvergütung liegt insbesondere 
bei einer pauschalen Aufwandsent-
schädigung vor, die für die Dauer der 
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat gezahlt 
wird. Sitzungsgelder für tatsächliche 
Teilnahmen sowie nach dem tatsächli-
chen Aufwand bemessene Aufwands-
entschädigungen sind allerdings keine 
Festvergütung.

Besteht die Vergütung des Mitglieds 
aus festen und variablen Bestandteilen 
(Mischvergütung), ist es grundsätzlich 
selbstständig tätig, wenn die variablen 
Bestandteile im Kalenderjahr mindes-
tens 10 % der gesamten Vergütung 
(einschließlich erhaltener Aufwands-
entschädigungen) betragen. Reisekos-
tenerstattungen sind keine Vergütungs-
bestandteile und demzufolge bei der Er-
mittlung der 10 %-Grenze nicht zu be-
rücksichtigen. Diese Kriterien sind für 
jedes Mandat eines Aufsichtsrates se-
parat zu prüfen. 

Das Bundesfinanzministerium weist 
darauf hin, dass in begründeten Fällen 
Ausnahmen möglich sind, ohne dies 
näher auszuführen. 

Beachten Sie | Die vorgenannten 
Neuregelungen sind in allen offenen 
Fällen anzuwenden. Es gibt jedoch eine 
Nichtbeanstandungsfrist, wonach die 
bisherige Sichtweise auf Leistungen 
angewendet werden kann, die bis ein-
schließlich dem 31.12.2021 ausgeführt 
worden sind.

Quelle | BMF-Schreiben vom 8.7.2021, Az. III 
C 2 - S 7104/19/10001 :003, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 225274; BFH-Urteil vom 27.11.2019, 
Az. V R 23/19 (V R 62/17)
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Für Arbeitgeber

Kindergartenzuschuss während der Corona-
pandemie: Das gilt bei Rückzahlung der Gebühren

| Während der Coronapandemie haben viele Städte und Gemeinden den Einzug von 
Kindergarten- bzw. Kinderbetreuungsgebühren ausgesetzt und zu einem späteren 
Zeitpunkt darauf verzichtet. Dennoch haben Arbeitgeber ihre Zuschüsse weiter aus-
gezahlt. Eine – offenbar bundeseinheitlich abgestimmte – Verfügung der Oberfinanz-
direktion Nordrhein-Westfalen zeigt, wie bei der Lohnabrechnung vorzugehen ist. |

Zum Hintergrund: Nach § 3 Nr. 33 Ein-
kommensteuergesetz sind steuerfrei: 
Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn erbrachte Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrichtun-
gen. Barzuwendungen an den Arbeit-
nehmer sind nur steuerfrei, soweit der 
Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die 
zweckentsprechende Verwendung 
nachgewiesen hat.

Haben Städte und Gemeinden Kinder-
garten- bzw. Kinderbetreuungsgebüh-
ren nicht eingezogen bzw. bereits erho-
bene Beiträge erstattet, wird es für das 
Kalenderjahr 2020 auch ohne ausdrück-
liche, im Vorhinein getroffene Vereinba-
rung nicht beanstandet, wenn von einer 
Darlehensgewährung des Arbeitgebers 
an den Arbeitnehmer ausgegangen wird. 
Somit bleiben die Arbeitgeberleistun-
gen für 2020 grundsätzlich steuerfrei.

Die in 2020 geleisteten Zuschüsse sind 
mit den in 2021 entstehenden Unter-
bringungs- und Betreuungskosten zu 

verrechnen. Das heißt: Sind die Kosten 
niedriger als der Betrag, den der Arbeit-
geber in 2020 zu Unrecht steuerfrei be-
lassen hat, ist der Differenzbetrag als 
steuer- und beitragspflichtiger Arbeits-
lohn zu behandeln.

◼◼ Beispiel 

Ein Arbeitnehmer erhält von seinem 
Arbeitgeber einen Kindergartenzu-
schuss von 120 EUR monatlich. In 
2020 hat er also 1.440 EUR steuerfrei 
erhalten. Die Gebühren für den Kin-
dergarten (ebenfalls 120 EUR pro Mo-
nat) wurden aber für vier Monate zu-
rückerstattet. Somit betrugen die tat-
sächlichen Kosten 960 EUR. 

Nach der Verfügung gelten 480 EUR 
als Darlehen. Dieser Betrag kann mit 
den Aufwendungen in 2021 verrechnet 
werden. Bleiben der Arbeitgeber-Zu-
schuss und die Höhe der Gebühren in 
2021 unverändert, müssen die 480 EUR 
aus 2020 dann in 2021 versteuert wer-
den. 

Quelle | OFD Nordrhein-Westfalen, Verfügung 
vom 27.8.2021, Az. S 2342 – 2021/0008 – St 216

Für Arbeitnehmer

Auflösung des Arbeits-
verhältnisses: Ermäßigte 
Besteuerung einer 
Abfindung im Rahmen 
einer Sprinterklausel

| Die einvernehmliche Auflösung eines 
Arbeitsverhältnisses erfolgt regelmäßig 
(auch) im Interesse des Arbeitgebers. 
Eine im Gegenzug gezahlte Abfindung ist 
daher in der Regel als Entschädigung 
ermäßigt zu besteuern. Dies gilt nach 
Ansicht des Finanzgerichts Hessen 
grundsätzlich auch für eine (zusätzliche) 
Abfindung, die für die (vorzeitige) Been-
digung des Arbeitsverhältnisses durch 
Wahrnehmung einer Sprinterklausel 
gezahlt wird. Denn hier kann die Kündi-
gung durch den Arbeitnehmer nicht se-
parat, sondern nur im Zusammenhang 
mit der Auflösung des Arbeitsverhältnis-
ses insgesamt betrachtet werden. |

◼◼ Sachverhalt 

Eine Arbeitnehmerin (AN) hatte mit ih-
rem Arbeitgeber – zusätzlich zu einem 
Vertrag über die Aufhebung des Ar-
beitsverhältnisses mit einer Abfindung 
– eine Sprinterklausel vereinbart. Da-
nach konnte AN gegen einen weiteren 
Abfindungsbetrag das Arbeitsverhält-
nis vor dem eigentlich vereinbarten 
Zeitpunkt beenden. 

Das Finanzamt unterwarf nur die aus 
der Aufhebung des Arbeitsverhältnisses 
resultierende Abfindung der ermäßigten 
Besteuerung, nicht aber den wegen der 
Ausübung der Sprinterklausel erhalte-
nen Betrag. Es verwies auf ein Urteil des 
Finanzgerichts Niedersachsen, das die 
Ausübung der Kündigung als neues aus-
lösendes Ereignis gewertet hatte.

Das Finanzgericht Hessen hat nun an-
ders entschieden: Auch diese Abfin-
dung findet ihren Rechtsgrund in der 
Aufhebungsvereinbarung und ist nicht 
getrennt davon zu betrachten.

Beachten Sie | Das Finanzgericht hatte 
gegen seine Entscheidung die Revision 
zugelassen. Da das Finanzamt aber 
keine Revision eingelegt hat, ist die Ent-
scheidung rechtskräftig geworden.

Quelle | FG Hessen, Urteil vom 31.5.2021, Az. 
10 K 1597/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
223719; PM des FG Hessen vom 27.7.2021; FG 
Niedersachsen, Urteil vom 8.2.2018, Az. 1 K 
279/17

Für GmbH-Gesellschafter

Verdeckte Gewinnausschüttung: Unentgeltliche 
Nutzungsmöglichkeit einer Auslandsimmobilie

| Für die Annahme einer verdeckten Gewinnausschüttung reicht bereits die jeder-
zeitige Möglichkeit der unentgeltlichen Nutzung einer in Spanien belegenen Immo-
bilie einer spanischen Kapitalgesellschaft durch deren in Deutschland ansässige 
Gesellschafter aus. Auf den Umfang der tatsächlichen Nutzung kommt es nach einer 
Entscheidung des Finanzgerichts Hessen (Revision anhängig) nicht an. |

Zum Hintergrund: Bei einer verdeckten 
Gewinnausschüttung handelt es sich  
– vereinfacht – um Vermögensvorteile, 
die dem Gesellschafter einer Kapital-
gesellschaft außerhalb der gesell-
schaftsrechtlichen Gewinnverteilung 
gewährt werden. Eine verdeckte Ge-
winnausschüttung darf den Gewinn der 
Kapitalgesellschaft nicht mindern.

Eine verdeckte Gewinnausschüttung 
schied im Streitfall auch nicht deshalb 
aus, weil die Immobilie nur zu sehr kur-
zen Aufenthalten genutzt wurde, welche 
den Zweck hatten, den Verkaufsprozess 
der Immobilie zu fördern.

Quelle | FG Hessen, Urteil vom 14.12.2020, Az. 
9 K 1266/17, Rev. BFH: Az. VIII R 4/21, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 221045
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuernachzahlungen und -erstattungen:  
Finanzämter setzen vorerst keine Zinsen mehr fest

| Nach Ablauf einer zinsfreien Karenzzeit von grundsätzlich 15 Monaten wird bei 
Steuernachzahlungen und -erstattungen ein Zinssatz von 0,5 % pro Monat zugrunde 
gelegt. Mit Beschluss vom 8.7.2021 hat das Bundesverfassungsgericht die jährliche 
6%ige Verzinsung für Zeiträume ab 2014 für verfassungswidrig erklärt. Das Bundes-
finanzministerium hat sich nun in einem umfangreichen Schreiben vom 17.9.2021 zu 
Anwendungsfragen geäußert. |

Nach dem Beschluss ist das bisherige 
Recht für Verzinsungszeiträume vom 
1.1.2014 bis zum 31.12.2018 weiter an-
wendbar. Für Verzinsungszeiträume ab 
2019 sind die Vorschriften dagegen un-
anwendbar. Der Gesetzgeber ist ver-
pflichtet, bis zum 31.7.2022 eine Neure-
gelung zu treffen, die sich rückwirkend 
auf alle Verzinsungszeiträume ab dem 
Jahr 2019 erstreckt. 

Das Schreiben des Bundesfinanzminis-
teriums enthält folgende Grundsätze: 

Für Verzinsungszeiträume bis zum 
31.12.2018 ergeht die Festsetzung von 
Nachzahlungs- und Erstattungszinsen 
nun endgültig. Die Vorläufigkeit der 
Zinsfestsetzungen wird also aufgeho-
ben. Werden etwaige Einsprüche hin-
sichtlich der Verzinsungszeiträume bis 
31.12.2018 nicht zurückgenommen, 
wird der Einspruch (ggf. durch eine Teil-
einspruchsentscheidung) als unbe-
gründet zurückgewiesen.

Für Verzinsungszeiträume ab dem 
1.1.2019 werden erstmalige Festsetzun-
gen von Nachzahlungs- und Erstat-

tungszinsen ausgesetzt. Die Zinsfest-
setzung wird nachgeholt, sobald die Un-
gewissheit durch eine rückwirkende 
Gesetzesänderung beseitigt ist.

Sind Bescheide vor dem Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts ergangen 
und sind diese noch nicht endgültig, 
bleiben sie grundsätzlich weiterhin 
vorläufig, d. h., bis zur Neuregelung 
durch den Gesetzgeber. 

Weiteres Schreiben zu  
Hinterziehungszinsen

Das Bundesfinanzministerium hat die 
vorgenannten Ausführungen bereits 
mit Schreiben vom 3.12.2021 ergänzt. 
Dieses Schreiben enthält u. a. eine An-
weisung zur vorläufigen Festsetzung 
von Hinterziehungszinsen für Verzin-
sungszeiträume ab dem 1.1.2019, so-
weit festgesetzte Nachzahlungszinsen 
für gleiche Verzinsungszeiträume an-
zurechnen sind.

Quelle | BMF-Schreiben vom 17.9.2021, Az. IV 
A 3 - S 0338/19/10004 :005, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 225224; BMF-Schreiben vom 
3.12.2021, Az. IV A 3 - S 0338/19/10004 :005

Für Unternehmer

Bewirtungskosten von 
Spielhallen nur teilweise  
steuerlich absetzbar
| Stellt eine Spielhalle ihren Besuchern 
kostenlose Getränke und Snacks zur Ver-
fügung, liegt hierin eine Bewirtung aus 
geschäftlichem Anlass, deren Kosten 
den Gewinn nur zu 70 % mindern. Dies 
hat das Finanzgericht Köln entschieden. |

◼◼ Sachverhalt 

Eine GmbH betrieb mehrere Spielhal-
len. Um ihren Besuchern den Aufent-
halt angenehm zu gestalten und die 
Spielzeit zu verlängern, bot sie kosten-
los ein bis zwei Getränke sowie ge-
schnittenes Baguette, Pizzaecken und 
Kuchen an. Die Kosten hierfür beliefen 
sich auf rund 30.000 EUR im Jahr. 

Bei einer Betriebsprüfung erhöhte das 
Finanzamt die Gewinne um 30 % dieser 
Aufwendungen. Begründung: Es han-
dele sich nicht nur um eine Aufmerk-
samkeit wie z. B. einen Besprechungs-
kaffee. Vielmehr lägen Bewirtungskos-
ten vor, die nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 Ein-
kommensteuergesetz den Gewinn 
nicht mindern dürfen, soweit sie 70 % 
der Aufwendungen übersteigen. Die 
Klage, mit der die GmbH einen voll-
ständigen Abzug der Kosten geltend 
machte, war erfolglos.

Die unentgeltliche Überlassung von 
Speisen und Getränken zum sofortigen 
Verzehr durch Kunden ist eine Bewir-
tung, die zum eingeschränkten Be-
triebsausgabenabzug führt. Es kommt 
nicht darauf an, ob die Beköstigung im 
Vordergrund steht oder ob diese aus der 
Sicht des Bewirtenden in erster Linie 
der Werbung oder Repräsentation dient. 

Bloße Aufmerksamkeiten gegenüber 
den Besuchern, bei denen die Verwal-
tung einen vollständigen Betriebsaus-
gabenabzug zulässt, liegen nicht vor. 
Denn es handelt sich hier nicht nur um 
eine Geste der Höflichkeit. Vielmehr 
soll sich der Spielgast möglichst lange 
in der Spielhalle aufhalten, damit hö-
here Einnahmen erzielt werden.

Gegen diese Entscheidung hat die GmbH 
Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, 
die beim Bundes finanzhof anhängig ist.

Quelle | FG Köln, Urteil vom 29.4.2021, Az. 10 
K 2648/20, NZB BFH: Az. XI B 54/21, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 225153; FG Köln, PM 
vom 11.10.2021

Für Unternehmer

Bewertung von Fremdwährungsverbindlichkeiten

| Eine Teilwertzuschreibung wegen voraussichtlich dauernder Werterhöhung von 
Verbindlichkeiten aus Fremdwährungsdarlehen ist zulässig, wenn sich die Wäh-
rungsdaten zwischen dem Euro-Währungsraum und der Fremdwährung (hier dem 
Schweizer Franken) so fundamental ändern, wie dies zum Bilanzstichtag 31.12.2010 
wegen der europäischen Staatsschuldenkrise der Fall war. So lautet eine Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs. |

Hintergrund: In der Steuerbilanz dür-
fen Verbindlichkeiten, die in einer ande-
ren Währung als dem Euro zu erfüllen 
sind, nur dann mit einem höheren Wert 
als dem Wert im Zeitpunkt ihrer Be-
gründung ausgewiesen werden, wenn 
die zum Bilanzstichtag aufgetretenen 
Wechselkursänderungen voraussicht-
lich dauerhaft sind. Bei langfristigen 

Fremdwährungsverbindlichkeiten ist 
dies regelmäßig nicht der Fall, da hier 
angenommen werden kann, dass sich 
die Wertunterschiede bis zum Zeitpunkt 
der Darlehensrückzahlung wieder aus-
gleichen.

Quelle | BFH-Urteil vom 10.6.2021, Az. IV R 
18/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 225541



– 10 – Im Februar 2022

Für alle Steuerpflichtigen

Endlich geklärt: Beginn und Ende des Kindergeld-
anspruchs bei einem Studium

| Für Kinder, die das 18., aber noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, 
kann während eines Hochschulstudiums Anspruch auf Kindergeld bestehen. Der 
Bundesfinanzhof hat nun die Frage entschieden, wann ein Hochschulstudium be-
ginnt und wann es beendet ist. |

Eine Berufsausbildung in Form eines 
Hochschulstudiums beginnt mit der 
erstmaligen Durchführung von Ausbil-
dungsmaßnahmen (nicht bereits mit 
der Bewerbung).

Die Beendigung eines Hochschulstudi-
ums setzt grundsätzlich voraus, dass 
das Kind die letzte nach der Prüfungs-
ordnung erforderliche Prüfungsleistung 
erfolgreich erbracht hat. Zudem müs-
sen dem Kind sämtliche Prüfungser-
gebnisse bekannt gegeben worden sein.

Die Bekanntgabe erfordert regelmäßig, 
dass das Kind 

 • entweder eine schriftliche Bestäti-
gung über den Abschluss und die 
Abschlussnoten erhalten hat oder

 • jedenfalls objektiv in der Lage war, 
eine solche schriftliche Bestäti-
gung über ein Online-Portal der 
Hochschule erstellen zu können. 

Beachten Sie | Entscheidend ist hier, 
welches dieser Ereignisse früher ein-
getreten ist.

WEITERFÜHRENDER HINWEIS | Für 
den Kindergeldanspruch für volljährige 
Kinder ist es oft entscheidend, ob sich 
das Kind in einer Erst- oder einer 
Zweitausbildung befindet. Denn nach 
Abschluss einer erstmaligen Berufs-
ausbildung oder eines Erststudiums 
ist eine Erwerbstätigkeit grundsätz-
lich schädlich. Ausgenommen sind 
hier nur folgende Fälle: Eine Erwerbs-
tätigkeit mit bis zu 20 Stunden regel-
mäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, 
ein Ausbildungsdienstverhältnis oder 
ein geringfügiges Beschäftigungsver-
hältnis.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.7.2021, Az. III R 
40/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 224820; 
BFH, PM Nr. 33/21 vom 23.9.2021

Für Arbeitnehmer

Mahlzeitengestellung: Verpflegungspauschalen 
auch ohne erste Tätigkeitsstätte zu kürzen
| Verpflegungspauschalen sind nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
bei einer Mahlzeitengestellung durch den Arbeitgeber auch dann zu kürzen, 
wenn der Steuerpflichtige über keine erste Tätigkeitsstätte verfügt. |

◼◼ Sachverhalt 

Der Steuerpflichtige war als nautischer 
Offizier an Bord von Schiffen tätig. Die 
unentgeltlichen Mahlzeiten behandelte 
der Arbeitgeber als steuerfreien Sach-
bezug. An einzelnen Hafentagen blieb 
die Bordküche jedoch kalt und der Offi-
zier versorgte sich selbst. 

Trotz der Mahlzeitengestellung bean-
spruchte der Offizier in seiner Steuer-
erklärung den Abzug von Verpfle-
gungsmehraufwendungen, was das 
Finanzamt jedoch ablehnte. Das Fi-
nanzgericht Niedersachsen ließ den 
Abzug für die Tage der Selbstversor-
gung zu, für die übrigen Tage lehnte es 
den Werbungskostenabzug ebenfalls 
ab – und zwar zu Recht, wie nun der 
Bundesfinanzhof befand.

Bei einer Auswärtstätigkeit können Ar-
beitnehmer grundsätzlich Verpfle-
gungspauschalen (gestaffelt nach Ab-
wesenheitszeiten) als Werbungskosten 
abziehen. Diese sind aber zu kürzen, 
wenn vom Arbeitgeber Mahlzeiten zur 
Verfügung gestellt werden. Nach der 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
gilt diese gesetzliche Regelung auch 
für Arbeitnehmer, die (wie der Offizier) 
keine erste Tätigkeitsstätte haben.

Bereits in 2020 hat der Bundesfinanz-
hof klargestellt, dass die Kürzung auch 
bei Nichteinnahme der zur Verfügung 
gestellten Mahlzeiten erfolgen muss.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.7.2021, Az. VI R 
27/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 224439; 
BFH, PM Nr. 30/21 vom 2.9.2021; BFH-Urteil 
vom 7.7.2020, Az. VI R 16/18

Für Unternehmer

Unleserliches  
Fahrtenbuch nicht  
durch nachträgliches  
Transkript „heilbar“

| Ein Fahrtenbuch kann auch hand-
schriftlich geführt werden. In diesem 
Zusammenhang hat nun das Finanzge-
richt München entschieden, dass ein 
unlesbares Fahrtenbuch nicht als ord-
nungsgemäß anerkannt werden kann. 
Ein solcher Mangel kann auch durch ein 
nachträgliches Transkript nicht geheilt 
werden. |

Nach der Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofs müssen handschriftliche 
Aufzeichnungen lesbar sein, da sie an-
derenfalls ihren Zweck nicht erfüllen 
können. Dazu genügt es nicht, dass der 
Steuerpflichtige vorgibt, seine Aufzeich-
nungen selbst lesen zu können, denn sie 
dienen nicht dem Steuerpflichtigen als 
Erinnerungsstütze, sondern als Nach-
weis gegenüber dem Finanzamt. 

PRAXISTIPP | Gegen die Entschei-
dung des Finanzgerichts München ist 
die Revision anhängig. Auch wenn die 
Erfolgschancen eher als gering einzu-
stufen sind, können geeignete Fälle 
über einen Einspruch vorerst offenge-
halten werden. 

Quelle | FG München, Urteil vom 9.3.2021, Az. 
6 K 2915/17, Rev. BFH: Az. VIII R 12/21, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 223346; BFH, Be-
schluss vom 14.3.2012, Az. VIII B 120/11

Für Arbeitgeber

Elektronische Lohn-
steuerbescheinigung 2022

| Das Bundesfinanzministerium hat das 
Muster für den Ausdruck der elektroni-
schen Lohnsteuerbescheinigung 2022 
bekannt gegeben. |

Bei der Ausstellung des Ausdrucks der 
elektronischen Lohnsteuerbescheini-
gung sind die Vorgaben des Bundesfi-
nanzministeriums im Schreiben vom 
9.9.2019 zu beachten.

Quelle | BMF vom 18.8.2021, Az. IV C 5 - S 
2533/19/10030 :003, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 224479; BMF-Schreiben vom 9.9.2019, Az. IV 
C 5 - S 2378/19/10002 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 211214
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Für alle Steuerpflichtigen

Veräußerung eines Mobilheims (wohl) kein  
privates Veräußerungsgeschäft 

| Private Veräußerungsgeschäfte mit nicht zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Grundstücken unterliegen der Einkommensbesteuerung, wenn der Zeitraum zwi-
schen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt. Nach 
Ansicht des Finanzgerichts Niedersachsen fällt die Veräußerung eines auf einem 
Campingplatz aufgestellten Mobilheims aber nicht darunter. |

◼◼ Sachverhalt 

Ein Steuerpflichtiger hatte 2011 ein 
Mobilheim als „gebrauchtes Fahr-
zeug“ (ohne Grundstück) von einer 
Campingplatzbetreiberin und Grund-
stückseigentümerin erworben und 
anschließend vermietet. Dabei han-
delte es sich um ein Holzhaus mit ei-
ner Wohnfläche von 60 qm, das auf 
einer vom Steuerpflichtigen gemiete-
ten Parzelle (200 qm) auf einem Cam-
pingplatz ohne feste Verankerung 
stand. Dort befand sich das Mobilheim 
bereits seit 1997 (erstmalige Aufstel-
lung). Der Erwerbsvorgang unterlag 
der Grunderwerbsteuer. 2015 veräu-
ßerte der Steuerpflichtige das Mobil-
heim mit Gewinn. Das Finanzamt un-
terwarf den Vorgang als privates Ver-
äußerungsgeschäft der Besteuerung. 
Das Finanzgericht Niedersachsen sah 
das aber anders.

Die isolierte Veräußerung eines Mobil-
heims stellt selbst dann kein privates 
Veräußerungsgeschäft dar, wenn

 • es sich bewertungsrechtlich um 
ein Gebäude (auf fremdem Grund 
und Boden) handelt, 

 • der Erwerb und Verkauf der Grund-
erwerbsteuer unterliegt und

 • der Zeitraum zwischen Erwerb und 
Verkauf nicht mehr als zehn Jahre 
beträgt. 

Das Finanzgericht Niedersachsen stellt 
dabei im Wesentlichen auf den Wortlaut 
des § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 S. 2 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) ab, wonach 
Gebäude nur in die Berechnung eines 
Bodenveräußerungsgewinns einzube-
ziehen sind, d. h., sie stellen nur einen 
Berechnungsfaktor dar und können da-
mit kein eigenständiges Objekt eines 
privaten Veräußerungsgeschäfts sein. 

Selbst wenn man das Mobilheim als 
Gebäude auf fremdem Grund und Boden 
wertet, kommt eine Einbeziehung in den 
Tatbestand des § 23 EStG auch nicht un-
ter dem Aspekt der Vergleichbarkeit mit 
einem Erbbaurecht in Betracht. 

PRAXISTIPP | Mobilheime, die auf ei-
nem attraktiven Campingplatz stehen, 
sind derzeit hoch im Kurs. Daher darf 
die Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs im Revisionsverfahren mit Span-
nung erwartet werden. 

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
28.7.2021, Az. 9 K 234/17, Rev. BFH: Az. IX R 
22/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 224766

Für Unternehmer

Künstlersozialabgabe: Abgabesatz bleibt auch  
in 2022 bei 4,2 %

| Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung liegt auch in 2022 bei 4,2 %. Er-
möglicht wurde dies durch den Einsatz zusätzlicher Bundesmittel in Höhe von knapp 
84,6 Millionen EUR. |

Über die Künstlersozialversicherung 
werden über 190.000 selbstständige 
Künstler und Publizisten als Pflichtver-
sicherte in den Schutz der gesetzlichen 
Kranken-, Pflege- und Rentenversiche-
rung einbezogen. Die Künstler und Pu-
blizisten tragen, wie abhängig beschäf-
tigte Arbeitnehmer, die Hälfte ihrer So-
zialversicherungsbeiträge. Die andere 

Beitragshälfte wird finanziert durch ei-
nen Bundeszuschuss (20 %) und durch 
die Künstlersozialabgabe der Unter-
nehmen (30 %), die künstlerische und 
publizistische Leistungen verwerten.

Quelle | Künstlersozialabgabe-Verordnung 
2022, BGBl I 2021, S. 4243; BMAS, „Künstler-
sozialabgabe auch im Jahr 2022 bei 4,2 Pro-
zent“, Mitteilung vom 6.8.2021

Für Personengesellschaften

Optionsmodell zur  
Körperschaftsteuer: 
Bundesfinanzministerium 
veröffentlicht das  
Anwendungsschreiben

| Durch das Gesetz zur Modernisierung 
des Körperschaftsteuerrechts (KöMoG) 
können Personenhandels- und Partner-
schaftsgesellschaften im ertragsteuer-
lichen Bereich wie Körperschaften be-
handelt werden. Zu Anwendungsfragen 
gibt es nun ein Schreiben des Bundes-
finanzministeriums. |

Beachten Sie | Der Optionsantrag ist 
spätestens einen Monat vor Beginn des 
Wirtschaftsjahrs zu stellen, ab dem die 
Besteuerung wie eine Kapitalgesell-
schaft gelten soll. Eine rückwirkende 
Antragstellung ist hier nicht möglich. 
Das heißt: Ein Antrag auf Besteuerung 
als Körperschaft musste für 2022 (bei 
einem kalenderjahrgleichen Wirt-
schaftsjahr) spätestens am 30.11.2021 
gestellt werden.

Das Schreiben konkretisiert beispiels-
weise den persönlichen Anwendungs-
bereich und geht näher auf die Antrag-
stellung ein. In längeren Abschnitten 
thematisiert das Bundesfinanzministe-
rium insbesondere folgende Aspekte: 

 • Den Übergang zur Körperschafts-
besteuerung und 

 • den Zeitraum der Körperschafts-
besteuerung.

Besonderes Augenmerk ist in der Be-
steuerungspraxis auf eventuell vorhan-
denes Sonderbetriebsvermögen zu 
richten. Denn handelt es sich hierbei 
um funktional wesentliche Betriebs-
grundlagen (zum Beispiel Betriebs-
grundstücke), dürfen diese im Zuge der 
Optionsausübung nicht im Vermögen 
der Gesellschafter zurückbehalten 
werden, sofern der Übergang steuer-
neutral erfolgen soll.

MERKE | Für eine erfolgreiche Um-
setzung des Optionsmodells sollte die 
Sichtweise der Finanzverwaltung zwin-
gend beachtet werden. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 10.11.2021, Az. IV 
C 2 - S 2707/21/10001 :004, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 225808
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Arbeitgeber

Nachfolgeregelung: Schenkung von GmbH-Anteilen  
an leitende Angestellte muss kein Arbeitslohn sein 

| Haben Unternehmer keinen Nachfolger in der Familie, ist die Suche unter den 
leitenden Mitarbeitern zumindest eine Option. Zu den steuerlichen Auswirkungen 
einer unentgeltlichen Übertragung von GmbH-Anteilen auf leitende Angestellte 
hat nun das Finanzgericht Sachsen-Anhalt Stellung bezogen. |

◼◼ Sachverhalt 

Ehegatten wollten als Gesellschafter 
einer GmbH eine Nachfolgeregelung 
innerhalb der Familie herbeiführen. 
Da ihrem Sohn allerdings die Bran-
chenkenntnis fehlte und er auch nicht 
über unternehmerische Erfahrungen 
verfügte, sahen sie eine alleinige 
Übertragung der Anteile auf ihren 
Sohn als kritisch an. Die Lösung be-
stand dann schließlich darin, dem Sohn 
die wesentlichen Anteile zu übertragen 
und fünf leitenden Angestellten eben-
falls Anteile an der GmbH zu gewähren 
(jeweils 5,08 %). 

Das Finanzamt wertete die Zuwen-
dung an die Mitarbeiter als lohnsteu-
erpflichtigen Arbeitslohn. Demgegen-
über hielt es das Finanzgericht Sach-
sen-Anhalt in dem Verfahren über die 
Aussetzung der Vollziehung für ernst-
lich zweifelhaft, dass die Übertragung 
der Anteile bei den leitenden Ange-
stellten zu steuerpflichtigem Arbeits-
lohn geführt hat.

Aus folgenden Gründen hat das Finanz-
gericht im Streitfall keinen Arbeitslohn 
angenommen:

Im Geschäftsanteilsübertragungsver-
trag wurde kein Grund für die Übertra-
gung angegeben; eine Gegenleistung 
wurde nicht verlangt. Es war auch nicht 
geregelt, dass die Übertragung der An-
teile – in der Vergangenheit erfolgte 
oder in der Zukunft zu erwartende – 
Dienste der leitenden Angestellten für 
die Gesellschaft abgelten soll.

Es war keinerlei Haltefrist für die An-
teile vereinbart. Und es war auch nicht 
geregelt, dass die „Beschenkten“ die 
Anteile erst nach einer bestimmten 
Frist der Weiterbeschäftigung bei der 
GmbH veräußern dürfen. Die Übertra-
gung war vielmehr vorbehalts- und be-
dingungslos erfolgt.

Letztlich führte der Vorgang zu einer 
Übertragung der Anteile im Rahmen 
der Unternehmensnachfolge. Ziel war 
es, den Fortbestand des Unternehmens 
zu sichern. Dabei standen gesell-
schaftsrechtliche strategische Überle-
gungen im Vordergrund. Der gesell-
schaftsrechtlich motivierten Schen-
kung lag eine Sonderrechtsbeziehung 
zugrunde, die auch selbstständig und 
losgelöst vom Arbeitsverhältnis beste-
hen kann und somit nicht zu Arbeits-
lohn führt.

MERKE | Es handelt sich zwar „nur“ 
um eine summarische Prüfung des Fi-
nanzgerichts im Aussetzungsverfah-
ren. Gleichwohl ist dem Beschluss ein-
deutig zu entnehmen, dass die Über-
tragung der GmbH-Anteile auf die lei-
tenden Angestellten des Unterneh-
mens nicht maßgeblich durch das 
Dienstverhältnis veranlasst war. Die 
Zuwendung ist vielmehr dem nicht ein-
kommensteuerbaren, allenfalls schen-
kungsteuerlich relevanten Bereich zu-
zuordnen.

Quelle | FG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 
14.6.2021, Az. 3 V 276/21, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 224163

Für Arbeitgeber

Minijobs ab 2022: Erhöhter Mindestlohn hat  
Auswirkungen auf maximale Stundenzahl

| Zum 1.1.2022 ist der gesetzliche Mindestlohn auf 9,82 EUR je Zeitstunde ange-
hoben worden. Werden Minijobber beschäftigt, darf die 450 EUR-Grenze nicht 
überschritten werden. Greift hier der Mindestlohn, beträgt die zulässige Höchst-
arbeitszeit 45,82 Stunden im Monat (450 EUR/9,82 EUR). |

Für alle Steuerpflichtigen

Zahlungen an  
beeinträchtigte Nach- 
bzw. Vertragserben  
mindern die  
Schenkungsteuer

| Bei der Schenkungsteuer sind Zah-
lungen des Beschenkten zur Abwen-
dung etwaiger Herausgabe ansprüche 
eines Erben oder Nacherben steuer-
mindernd zu berücksichtigen. Das hat 
der Bundesfinanzhof entschieden. |

◼◼ Sachverhalt 

Eltern hatten ihre Söhne als Nacher-
ben nach dem letztversterbenden El-
ternteil eingesetzt. Nach dem Tod des 
Vaters schenkte die Mutter einem ihrer 
Söhne (A) ein Grundstück aus dem 
Nachlassvermögen. Einer der Brüder 
machte nach dem Tod der Mutter des-
wegen zivilrechtliche Herausgabean-
sprüche gegen A geltend. Wegen eines 
Vergleichs leistete A zur Abgeltung 
sämtlicher wechselseitiger Ansprüche 
eine Zahlung in Höhe von 150.000 EUR.

Daraufhin beantragte A die Änderung 
der Schenkungsteuerfestsetzung und 
die Berücksichtigung der Vergleichs-
zahlung von 150.000 EUR. Doch dies 
lehnte das Finanzamt ab. Das Finanz-
gericht Münster und der Bundes-
finanzhof sahen das aber anders. 

Zahlungen des Beschenkten zur Ab-
wendung etwaiger Herausgabeansprü-
che des Vertragserben bzw. des Nach-
erben sind als Aufwendung zur Erlan-
gung und Sicherung des Erwerbs bei 
der Besteuerung der Schenkung er-
werbsmindernd zu berücksichtigen. 

Eine derartige Zahlung des Beschenk-
ten stellt für seine Schenkungsteuer ein 
rückwirkendes Ereignis nach der Abga-
benordnung dar. Ein Schenkungsteuer-
bescheid ist entsprechend zu ändern.

Quelle | BFH-Urteil vom 6.5.2021, Az. II R 
24/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 225178; 
BFH, PM Nr. 35/21 vom 14.10.2021


